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Ausgangssituation in Niedersachsen

ü Zugang zur medizinischen Versorgung von Flüchtlingen ist im deutschen 
Gesundheitswesen in der Praxis mit Hemmnissen verbunden

ü Flüchtlinge (§3 AsylbLG)
Ø im Asylverfahren
Ø mit Duldung

ü Menschen ohne definierten Aufenthaltsstatus

ü für EU-Migrantinnen/-en ohne Krankenversicherung

ü Asylbewerberleistungsgesetz (Grundleistungsempf. nach §3 AsylbLG)

ü Anspruch auf reduzierte medizinische Leistungen (§§ 4 und 6 AsylbLG)

ü Menschen ohne definierten Aufenthaltsstatus
Ø Zugang zu medizinischer Versorgung generell erschwert



Ausgangssituation in Niedersachsen

ü Rechtliche Grundlagen | AsylbLG



Ausgangssituation in Niedersachsen

ü Zugang zur medizinischen Versorgung | Flüchtlinge (Asyl | Duldung)

ü für Leistungen nach §§ 4 und 6 AsylbLG 
Ø vor einem Arztbesuch - Krankenschein vom jeweiligen Sozialamt einzuholen

Folge: über die Ausgabe eines Krankenscheins entscheidet in der Praxis oft nicht-
medizinisches Verwaltungspersonal.

ü Zugang zur medizinischen Versorgung | Menschen ohne definierten 
Aufenthaltsstatus

ü Theoretisch: Leistungen nach §§ 4 und 6 AsylbLG
ü Praktisch: drohende Abschiebung

Ø Krankenhausverwaltung oder Arzt - Antrag auf Kostenerstattung beim 
Sozialamt – Abgleichen der Daten mit der Ausländerbehörde

(Übermittlungspflichten gemäß § 87 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG)

Folge: kein Aufsuchen ärztlicher Hilfe
Info: Behandelnde Ärztinnen und Ärzte – keine sichere Kostenübernahme | Kostenrisiko
Bundesärztekammer: gravierende bis existenzielle Auswirkungen für den Einzelnen | 
Kollektive Dimension für die Allgemeinbevölkerung (Infektionskrankheiten)



Politische Forderungen in Niedersachsen

ü Zugang zur medizinischen Versorgung | Flüchtlinge (Asyl | Duldung)

ü für Leistungen nach §§ 4 und 6 AsylbLG 

Ø Einführung einer Gesundheitskarte

ü Zugang zur medizinischen Versorgung | Menschen ohne definierten 
Aufenthaltsstatus

ü für Leistungen nach §§ 4 und 6 AsylbLG 

Ø Einführung eines Anonymen Krankenscheins



Politische Grundlage in Niedersachsen

ü Koalitionsvereinbarung der Rot|Grünen Koalition ("Erneuerung & Zusammenhalt“)

ü Humanität in der Flüchtlings- und Asylpolitik 

„Die rot-grüne Koalition wird an der Seite der 
Flüchtlingsverbände, der Kirchen und anderer 
Initiativen mehr Menschlichkeit im Umgang mit 
Flüchtlingen und ihren Familien üben.
[...]
Humanitäre Hilfe, so Gesundheitsfürsorge für 
„Menschen ohne Papiere", soll nicht 
kriminalisiert werden. Dabei sind die 
Menschenrechte auf Gesundheit [...] zu 
gewährleisten.“



Politische Maßnahmen in Niedersachsen

ü Beschluss des Nds. Landtages vom 17.12.2014

ü „MEDIZINISCHE VERSORGUNG FÜR FLÜCHTLINGE IN NIEDERSACHSEN 
SICHERSTELLEN“ (Drs. 17/1619)

Kernforderungen:

1. für alle Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG für Leistungen nach den §§ 4 und 6 
AsylbLG die Einführung einer elektronischen Gesundheitskarte in Kooperation mit der 
GKV analog dem Bremer Modell zu prüfen.

1. für Menschen ohne definierten Aufenthaltsstatus im Rahmen eines Modellversuchs einen 
„Anonymen Krankenschein“ in Kooperation mit der Kassenärztlichen Vereinigung und 
der medizinischen Flüchtlingshilfe in Hannover und Göttingen einzuführen.

2. auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die Übermittlungspflichten gemäß § 87 des 
Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) auf die öffentlichen Stellen beschränkt werden, die der 
Gefahrenabwehr und der Strafrechtspflege dienen.



Operationalisierung in Niedersachsen

ü Kernforderung | Einführung einer elektronischen Gesundheitskarte

Gesetzliche Grundlage:

ü Übernahme der Krankenbehandlung durch eine Krankenkasse gem. § 264 Abs. 1 SGB V

ü für alle Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG für Leistungen nach den §§ 4 und 6 
AsylbLG die Einführung einer elektronischen Gesundheitskarte in Kooperation mit der 
GKV analog dem Bremer Modell zu prüfen.

1. für Menschen ohne definierten Aufenthaltsstatus im Rahmen eines Modellversuchs einen 
„Anonymen Krankenschein“ in Kooperation mit der Kassenärztlichen Vereinigung und 
der medizinischen Flüchtlingshilfe in Hannover und Göttingen einzuführen.

2. auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die Übermittlungspflichten gemäß § 87 des 
Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) auf die öffentlichen Stellen beschränkt werden, die der 
Gefahrenabwehr und der Strafrechtspflege dienen.



Operationalisierung in Niedersachsen

ü Kernforderung | Einführung einer elektronischen Gesundheitskarte

ü Abfrage | Krankenkassen

ü Einzig die AOK Niedersachsen zeigte grundsätzlich Interesse an einer Übernahme der 
Krankenbehandlung gem. § 264 Abs. 1 SGB V

Problem:

ü Ausstellung einer Gesundheitskarte mit eingeschränkten Leistungen wie sie das 
AsylbLG vorsieht, abrechnungstechnisch nicht möglich

Ø Politische Debatte | Übernahme der Verantwortung seitens des Bundes

ü die bundeseinheitliche Gesundheitskarte keine Möglichkeit einer Markierung vor, um 
den Personenkreis der Grundleistungsempfänger besonders zu kennzeichnen



Operationalisierung in Niedersachsen

ü Asylkompromiss 2015 | Bund / Länder

ü Besprechung der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder (18. Juni 2015)

Ergebnis: Regelung schaffen, um die Abrechnung der ärztlichen Behandlung von
Asylsuchenden auf die gesetzlichen Krankenversicherungsträger übertragen zu können
(Änderung des § 264 I SGB V)

ü Asylverfahrensverfahrensbeschleunigungsgesetz (BR 16.10. | Amtsblatt 30.10.)

ü Änderung des § 264 I SGB V:

Ø Satz 2: Krankenkassen können zur Übernahme der Krankenbehandlung für Empfänger von 
Gesundheitsleistungen nach den §§ 4 und 6 des AsylbLG verpflichten, sofern sie hierzu durch 
die Landesregierung oder eine von ihr beauftragte oberste Landesbehörde aufgefordert werden.

Ø Satz 3: Ausgabe einer elektronischen Gesundheitskarte kann vereinbart werden. Weiterhin soll 
die elektronische Gesundheitskarte die Angabe zu enthalten, dass es sich um einen Empfänger 
von Gesundheitsleistungen nach den §§ 4 und 6 des Asylbewerberleistungsgesetzes handelt.



Operationalisierung in Niedersachsen

ü Vertragliche Grundlagen | Elektronische Gesundheitskarte (eGK)

ü Rahmenvereinbarung (RV) zwischen Land und einer oder mehreren (nach Wahl auch 
mit allen) Krankenkassen. 

ü Kommunen könnten dieser RV beitreten => Daten ihrer Asylbewerber an die Kasse(n) 
=> Asylbewerber erhielten daraufhin die eGK. 

ü Vertragliche Grundlagen | Aktueller Stand

ü Entwurf Rahmenvereinbarung (RV) liegt vor.

Offene Punkte: 

KV Niedersachsen (KV) kritisiert, nach dem Entwurf zur RV stehe ihr nur eine budgetierte Vergütung
zu; hierdurch werde sie benachteiligt, denn nach dem gegenwärtig praktizierten Behandlungs-
scheinverfahren werden ärztliche Leistungen extrabudgetär vergütet. 
Kommunen (KSpV) haben Bedenken gegen eine eGK | Leistungsumfang: Befürchtung einer Leistungs
ausweitung.

ü Zeitplan: April 2016 | Einführung der eGK



Operationalisierung in Niedersachsen

Leistungs-
erbringer

Asylbewerber Krankenkassen

Kommune(n)

Zahlungs- und 
Datenströme bei Einsatz 
der eGK für Asylbewerber



Operationalisierung in Niedersachsen

ü Kernforderung | Einführung eines Anonymen Krankenscheins

Grundlagen des Modellprojektes:

ü Geschützte Vermittlung von anonymen Krankenscheinen (H | GÖ). 

ü Einrichtung einer Anlauf- und Vergabestelle, die medizinische Beratung
und auch eine Weitervermittlung zwecks aufenthaltsrechtlicher Beratung zur 
Prüfung der Legalisierung des Aufenthalts anbietet (120.000 Euro)

ü Stelle steht unter ärztlicher Leitung | Ärztlichen Schweigepflicht

ü Abrechnung der Gesundheitsleistungen erfolgt anonym und über einen 
Fonds (500.000 Euro/pro Jahr | MIPLA: 1,5 Millionen Euro) 

ü Verfahren wird über einen Zeitraum von drei Jahren evaluiert.
- Auf Basis dieser Evaluation: Einbeziehung anderer Modellprojekte | Ausweitung 

des anonymen Krankenscheins auf weitere niedersächsische Standorte



Operationalisierung in Niedersachsen

ü Kernforderung | Einführung eines Anonymen Krankenscheins

Vertragliche Grundlagen des Modellprojektes:

ü Gründung eines Trägervereins mit der medizinischen Flüchtlingshilfe in 
Hannover und Göttingen

ü Leistungsumfang entspricht dabei dem von Asylbegehrenden 
(Leistungen nach den §§ 4 und 6 AsylbLG)

ü Abrechnung der medizinischen Leistungen
- AOK Niedersachsen (für Krankenhaus-, Hebammen- und 

Physiotherapieleistungen) | KV Niedersachsen (für ärztliche Leistungen) | KZV 
Niedersachsen (für zahnärztliche Leistungen) und dem Landesapothekerverband 
Niedersachsen (für Leistungen der Apotheken)

ü Projekt wird durch einen interdisziplinär aufgestellten Beirat unterstützt, 
der Empfehlungen zu Grenzfällen der medizinischen Versorgung gibt

ü Zeitplan: Dezember 2015 | Start des Modellprojektes (H | GÖ)
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